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Tagesordnung: 

A) Öffentlicher Teil 

1. Einwohnerfragestunde 

2. Bebauungsplan für das Teilgebiet "Am Brückelchen - Auf Haulen­
mühl" 
a. Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen gern. § 3 Abs. 2 
BauGB 
b. Beschluss über die erneute Auslegung gern. § 4a Abs. 3 BauGB 

3. Jahresabschluss der Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Bad 
Sobernheim mbH zum 31.12.2014 

4. Bestellung eines Wirtschaftsprüfers für die Jahresabschlüsse für 
2015 bis 2017 

5. Dritte Bebauungsplanänderung für das Gebiet "Leinenborn 11" 
a.) Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen nach § 3 Abs. 2 
BauGB 
b.) Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB 

6. Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Bad Sobern­
heim 

7. Beratung, ggf. Beschlussfassung über die weitere Vorgehensweise 
zum Ausbau der unteren Großstraße, 2. BA 

8. Antrag auf Verleihung des Zusatzes "Felkestadt" Bad Sobernheim 
gern. § 4 Abs. 3 GemO 

9. Annahme von Spenden gern. § 94 Abs. 3 GemO; Spende durch die 
Sparkasse Rhein-Nahe für die Johanniskirmes im Juni 2016 

10. Mitteilungen der Verwaltung, Anfragen der Ratsmitglieder 
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Bad Sobernheim, 28.06.2016 

Zur heutigen öffentlichen und nicht öffentlichen Sitzung wurden die Mitglieder 
des Stadtrates der Stadt Bad Sobernheim unter Bekanntgabe der Tages­
ordnung form- und fristgerecht mit Schreiben vom 17.06.2016 eingeladen. Die 
öffentliche Bekanntmachung erfolgte im Amtsblatt vom 23.06.2016. 
Beschlussfähigkeit ist gegeben. 

Der Vorsitzende begrüßt alle Anwesenden. 

Herr Greiner bittet um Ergänzung der Tagesordnung im nicht öffentlichen Teil 
(Vorkaufsrechte und Auftragsvergabe ). 

Die Mitglieder des Stadtrates sind einverstanden. 

Abstimmung: Einstimmig 

Seitens der Ratsmitglieder werden keine Anderungs- oder Ergänzungswünsche 
bezüglich der Tagesordnung erhoben. 

FOlgendes wird nun beraten und beschlossen: 

Al Öffentlicher Teil 

1. Einwohnerfragestunde 

Es werden keine Fragen gestellt; schriftliche Anfragen liegen ebenfalls nicht vor. 

2. Bebauungsplan für das Teilgebiet "Am Brückelchen - Auf Haulenmühl"; 
a. Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 
BauGB 
b. Beschluss über die erneute Auslegung gern. § 4a Abs. 3 BauGB 

a) Behandlung der eingegangen Stellungnahmen 
Der Entwurf des Bebauungsplans für das o.g. Teilgebiet lag in der Zeit vom 19.06.2015 
bis einschI. 20.07.2015 zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. In dieser Zeit hat­
ten auch die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Gelegenheit, Anre­
gungen und Bedenken vorzubringen. 

Während der öffentlichen Auslegung der Planunterlagen wurden von der Öffentlichkeit 
und von den Trägern öffentlicher Belange Stellungnahmen eingereicht (siehe beigefüg­
te Abwägungsvorschläge). 

Der Stadtrat muss die eingegangen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
und der Öffentlichkeit untereinander und gegeneinander abwägen und Punkt für Punkt 
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darüber abstimmen. Für die Beschlussfassung müssen die Stellungnahmen mit Abwä­
gungsergebnis aber nicht in ihrer Ausführlichkeit verlesen werden. 
Das Abwägungsergebnis ist in die Planzeichnung sowie in die textlichen Festsetzungen 
zum Bebauungsplan einzuarbeiten. 

Auf Empfehlung des Bauausschusses beschließt der Stadtrat unter Beachtung des § 1 
Abs. 7 BauGB über die in der Anlage (digital) aufgeführten Abwägungsvorschläge. Die 
Zusammenfassung der Stellungnahmen mit Abwägungsergebnis ist Bestandteil des 
Beschlusses. Der Fachbereich 3 wird beauftragt, die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie die Öffentlichkeit, die eine Stellungnahmen abgegeben ha­
ben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Abwägungsgründe in Kenntnis zu setzen. 

Abstimmung: Einstimmig 

b) Beschluss über die erneute Auslegung 
Aufgrund der im Rahmen der Offenlage eingegangenen Stellungnahmen von Behörden 
und sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit muss der Bebau­
ungsplan in einigen Punkten geändert werden. Der Entwurf des Bebauungsplans ist 
daher erneut auszulegen. Der Stadtrat beschließt auf Empfehlung des Bauausschus­
ses, den Bebauungsplan erneut auszulegen. 
Es sollen aber nur noch Stellungnahmen zu den Änderungen oder Ergänzungen abge­
geben werden können. Der Fachbereich 3 wird beauftragt, das erneute Auslegungsver­
fahren durchzuführen. 

Abstimmung: Einstimmig 

3. Jahresabschluss der Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Bad Sobern­
heim mbH zum 31.12.2014 

Nach der Satzung der Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Bad Sobernheim hat 
der Stadtrat als Gesellschafterversammlung den geprüften Jahresabschluss fest­
zustellen und über das Ergebnis zu entscheiden. 

Der von der Firma WTC, Bad Kreuznach, geprüfte Jahresabschluss zum 
31.12.2014 schließt mit einem Fehlbetrag von 29.941,79 € für 2014 ab. 

Herr Gerhard Schmidt, Vorsitzender der Wohnungsbaugesellschaft der Stadt 
Bad Sobernheim, erläutert den vorgelegten Jahresabschluss und beantwortet die 
gestellten Fragen. 

Der Stadtrat in seiner Eigenschaft als Gesellschafterversammlung nimmt nun 

a) den Jahresabschluss (Jahresbilanz, Jahreserfolgsrechnung und den 
Berichtsanhang) zum 31.12.2014, 

b) den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2014, 
c) den Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2014, 
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zur Kenntnis und beschließt auf Empfehlung des Aufsichtsrates: 

1. den Jahresabschluss zum 31.12.2014 festzustellen und 
2. den Jahresfehlbetrag für 2014 in Höhe von 29.941,79 € auf neue Rechnung 

vorzutragen. 

Abstimmung: Einstimmig 

4. Bestellung eines Wirtschaftsprüfers für die Jahresabschlüsse 2015 bis 
2017 der Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Bad Sobernheim mbH 

Die Gesellschafterversammlung ist nach § 14 Nr. 7 der Satzung der WBG für die 
Beauftragung des Wirtschaftsprüfers zuständig. 

Seit 17. Juni 2014 ist gemäß EU Recht bei allen kapitalmarktorientierten Unter­
nehmen spätestens nach 10 Jahren die Rotation des Abschlussprüfers vorge­
schrieben. Die Wohnungsbaugesellschaft ist aber kein solches Unternehmen 
und hat somit weiterhin ein Wahlrecht. 

Aufgrund der positiven Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit der WTe wird 
empfohlen, auch den Auftrag zur Prüfung der Jahresabschlüsse 2015 bis 2017 
an die Firma WTe zu vergeben. 

Der Stadtrat als Gesellschafterversammlung beschließt, den Auftrag zur Prüfung 
der zu erstellenden Jahresabschlüsse für die Jahre 2015 bis 2017 an die Firma 
WTe GmbH, Bad Kreuznach, zu vergeben. 
Sollte es zu gravierenden Änderungen in der Bearbeitungspauschale der Firma 
WTe kommen, bedarf es eines neuen Beschlusses für die betroffenen Jahres­
abschlüsse. 

Abstimmung: Einstimmig 

5. Dritte Bebauungsplanänderung für das Gebiet "Leinenborn 11" 
a.) Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen nach § 3 Abs. 2 
BauGB 
b.) Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB 

a) Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen nach § 3 Abs. 2 BauGB 
Der Entwurf des Bebauungsplans für das o.g. Teilgebiet lag in der Zeit vom 
29.03.2016 bis einschließlich 28.04.2016 zu jedermanns Einsichtnahme öffent­
lich aus. In dieser Zeit hatten auch die Behörden und sonstigen Trägen öffentli­
cher Belange Gelegenheit, Anregungen und Bedenken vorzubringen. 
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Während der öffentlichen Auslegung der Plan unterlagen wurden von der Öffent­
lichkeit und von den Trägern öffentlicher Belange Stellungnahmen eingereicht 
(siehe beigefügte Abwägungsvorschläge). 
Der Stadtrat der Stadt Bad Sobernheim hat die eingegangenen Stellungnahmen, 
die während der Offenlage zum Entwurf des o.g. Bebauungsplans eingegangen 
sind, untereinander und gegeneinander mit folgendem Ergebnis abgewogen: 

(Oie Abwägungsvarschläge liegen var.) 

Das Abwägungsergebnis ist in die Planzeichnung sowie in die textlichen Festset­
zungen zum Bebauungsplan einzuarbeiten. 

Die Verwaltung wird beauftragt, die Öffentlichkeit sowie die Behörden und sons­
tigen Träger öffentlicher Belange, die Stellungnahmen eingereicht haben, von 
diesem Ergebnis - unter Angabe der Gründe - in Kenntnis zu setzen. 

Der Stadtrat beschließt gemäß § 10 Abs. 1 BauGB die 3. Bebauungspianände­
rung für das Gebiet "Leinenborn 11" als Satzung. Die Begründung zum Bebau­
ungsplan wird gebilligt. Die Verwaltung wird beauftragt, die 3. Änderung des Be­
bauungsplans ortsüblich bekannt zu machen. Mit der Bekanntmachung tritt die 3. 
Änderung des Bebauungsplans in Kraft. 

Abstimmung: Einstimmig, 1 Enthaltung 

b) Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB 
Das Bauleitplanverfahren wurde ordnungsgemäß durchgeführt. Gemäß § 10 
Abs. 1 BauGB ist der Bebauungsplan als Satzung zu beschließen. 

Der vorliegende Bebauungsplan - bestehend auf der Planzeichnung, den textli­
chen Festsetzungen sowie der Begründung - kann als Satzung beschlossen 
werden. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist der Pianzeich­
nung zu entnehmen. 

Abstimmung: Einstimmig 

6. Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Bad Sobernheim 

Die Stadt Bad Sobernheim hat im Jahr 2011 von der Firma GMA das Einzelhandels­
konzept erstellen lassen. 
Aktuell gibt es Planungen, den Lidl Lebensmitteldiscountmarkt an seinem jetzigen 
Standort zu erweitern; hierfür ist bereits ein entsprechendes Bauleitplanverfahren zur 
Aufstellung eines Bebauungsplanes für ein Sondergebiet nach §11 Abs. 3 BauNVO und 
eine Flächennutzungsplanänderung angestoßen. 
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Darüber hinaus gibt es immer wieder Überlegungen, den Real Markt umzustrukturieren 
beziehungsweise zu modernisieren. Hier sind jedoch keine ganz aktuellen Planungen 
vorhanden. 
Zwischen dem Bauzentrum Beinbrech und dem Real Markt liegt darüber hinaus eine 
Freifläche, die gegebenenfalls auch für Einzelhandel nutzbar wäre. 
Vor dem Hintergrund dieser aktuellen Entwicklung in Bad Sobernheim, soll das 2011 
erstellte Einzelhandelskonzept fortgeschrieben werden. Dabei sind - auch mit Blick auf 
die Anforderungen des LEP IV - zunächst die angebots- und nachfrageseitigen Rah­
menbedingungen zu untersuchen, die vorhandenen Standorte auf ihre Zukunftsfähigkeit 
hin zu bewerten und Empfehlungen zur Weiterentwicklung des Einzelhandels nach 
Branchen und Standortlagen zu treffen. 
Das fortzuschreibende Einzelhandelskonzept soll u.a. als Grundlage für die künftige 
Bauleitplanung dienen. 

Die Fa. GMA wird die Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes durchführen. Die 
Kosten der Fortschreibung werden von der Fa. Lid I übernommen. 
Für die Durchführung der Untersuchung ist ein Zeitraum von 6-8 Wochen in Abhängig­
keit von den Ferienzeiten angesetzt. 

Der Stadtrat beschließt die Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Bad 
Sobernheim aus dem Jahr 2011. 

Abstimmung: Einstimmig, 1 Enthaltung 

7. Beratung ggfls. Beschlussfassung über die weitere Vorgehensweise 
zum Ausbau der unteren Großstraße, 2. BA 

Zu diesem Tagesordnungspunkt verliest der Vorsitzende zunächst eineMail der 
Initiative "Untere Großstraße", Herrn Müller-Biegeler, die am Nachmittag einge­
gangen ist und gibt einen kurzen Rückblick über das bisher Beschlossene. 

Nach ausführlicher Diskussion einigen sich die Mitglieder des Stadtrates darauf, 
die Ausschreibung für den Bauabschnitt der "Unteren Großstraße" It. vorliegen­
der Planung zu veranlassen. Änderungen, gestalterische Elemente und Details 
können zu einem späteren Zeitpunkt während der Ausführungsphase gemein­
sam diskutiert und veranlasst werden. 

Abstimmung: Einstimmig, 1 Enthaltung 

8. Antrag auf Verleihung des Zusatzes "Felkestadt" Bad Sobernheim gern. 
§ 4 Abs. 3 GemO 

Mit dem Alleinstellungsmerkmal "Felkestadt" verspricht sich die Stadt einen grö­
ßeren Bekanntheitsgrad und damit auch eine bessere Vermarktung im Bereich 
Kur- und Tourismus. 
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Außerdem unterstreicht er die Bedeutung des Lehmpastors Emanuel Felke für 
die Stadt Bad Sobernheim. 
Für die Verleihung des Namenszusatzes ist die Kreisverwaltung Bad Kreuznach 
zuständig (§ 1 DVO zu § 4 GemO). Diese entscheidet nach Anhörung des Ver­
messungs- und Katasteramtes sowie des Statistischen Landesamtes. 

Herr Greiner informiert dahingehend, dass am heutigen Tag kein Beschluss ge­
fasst werden kann, da derzeit geprüft wird, ob dieser Zusatz als fester Bestand­
teil des Stadtnamens gelten muss. 

In der Sitzung des Hauptausschusses am 14.07.2016 wird das Thema noch 
einmal behandelt werden. 

9. Annahme von Spenden gem. § 94 Abs. 3 GemO; Spende durch die Spar­
kasse Rhein-Nahe für die Johanniskirmes im Juni 2016 

Für o.a. Verwendungszweck wurde eine Spende in Höhe von 500,00 Euro durch die 
Sparkasse Rhein-Nahe vereinnahmt. 

Zwischen dem Empfänger und dem Spender besteht kein besonderes Beziehungsver­
hältnis. 

Der Stadtrat ist mit der Annahme der Spende für o.a. Verwendungszweck einverstan­
den. 

Abstimmung: Einstimmig 

10. Mitteilungen der Verwaltung, Anfragen der Ratsmitglieder 

Anfragen der Ratsmitglieder 

a) Herr Kaufmann fragt nach, warum das Feuerwerk anlässlich der diesjährigen 
Kirmes an anderer Stelle gezündet worden wäre. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass zur Abwechslung einmal eine andere Kulisse ge­
wählt worden wäre. Es habe sich jedoch gezeigt, dass diese Stelle nicht sehr gut 
geeignet war. 

b) Herr Dierks fragt nach dem Umfang der Projekte im Rahmen des Projektes 
"Aktive Stadt". 

Der Vorsitzende teilt mit, dass anhand der vorliegenden Beschlüsse die einzel­
nen Projekte und der Umfang derselben, nachzuvollziehen sind. Es wurden bis­
her 64 Projekte bearbeitet, ca. 100 Gespräche geführt. 



10 

c) Herr Dierks regt an, die Parkzeiten zu erhöhen, um die Aufenthaltsdauer der­
jenigen Personen in der Stadt zu verlängern und um eine bessere Situation her­
zustellen. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass dieses Thema im Zusammenhang mit dem Thema 
Verkehrslenkung und -schiebung diskutiert werden könne. 

d) Herr Kaufmann spricht das Pflaster des Marktplatzes an. 

Der Vorsitzende informiert, dass im Bauausschuss im Rahmen der Gespräche 
zum Thema Straßenreparaturarbeiten auch diskutiert werden wird, wie das Pflas­
ter mit den begrenzten Mitteln, die zur Verfügung stehen, gestaltet werden kann. 

Mitteilungen der Verwaltung 

.I. 

schoesslersus
Schreibmaschinentext

schoesslersus
Schreibmaschinentext
 Ende des öffentlichen Teils

schoesslersus
Schreibmaschinentext

schoesslersus
Schreibmaschinentext

schoesslersus
Schreibmaschinentext
....
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Der Vorsitzende dankt den Anwesenden und schließt die heutige Sitzung. 

Beginn der Sitzung: 
Ende der Sitzung: 

Vorsitzender: 

18.00 Uhr 
19.45 Uhr 

Schriftführer: 

Christian Schick 

Ger ard Schmldt 
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Seite 2, Erweiterung Industrie- und Gewerbegebiet "Am Brückelehen - Auf Hau­
lenmühl", Stadt Sobernheim, Würdigung der eingegangenen Stellung­
nahmen aus dem Verfahrensschritt gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB, Juni 
2016 

Sehr geehrter Herr Stadtbürgermeister Greiner, 
sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Stadtrats, 

die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, der Bürger 
sowie der Nachbargemeinden aus dem Verfahrensschrit! gemäß §§ 4 (2) und 3 (2) BauGB 
liegen vor. Die Ergebnisse sind durch die Entscheidungsgremien zu bewerten, abzuwägen 
und im weiteren Verfahren zu beachten. 

Die eingebrachten Anregungen folgender Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Belange 
und der Öffentlichkeit sind zu würdigen: 

1. Kreisverwaltung Bad Kreuznach, Bauamt, Schreiben vom 15.06.2015 
2. Landesbetrieb Mobilität Bad Kreuznach, Schreiben vom 15.07.2015 und 21.09.2015 
3. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, RegionalsteIle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-

schaft, Bodenschutz, Schreiben vom 24.06.2015 
4. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Mainz, Schreiben vom 06.07.2015 
5. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Bad Kreuznach, Schreiben vom 16.07.2015 
6. Westnetz GmbH, Idar-Oberstein, Schreiben vom 07.07.2015 
7. Kabel Deutschland, Trier, E-Mail vom 16.06.2015 
8. Creos Deutschland GmbH, Saarbrücken, Schreiben vom 24.07.2015 
9. Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe, Mainz, E-Mail vom 30.06.2015 
10. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Referat Erdgeschichte, Mainz, E-Mail vom 16.06.2015 
11. Träger öffentlicher Belange ohne Anregungen und Bedenken 

Die eingebrachten Anregungen der nachfolgenden Bürger sind zu würdigen: 
12. Herr Markus Bamberger, Bad Sobernheim, Schreiben vom 14.07.2015 
13. Herr Harald Kurz, Bad Sobernheim, Schreiben vom 19.07.2015 

Die Stellungnahmen werden zunächst interpretiert (kursiv gedruckt und grau hinterlegt), da­
nach erfolgt die Abwägung und diese mündet, falls erforderlich, in einen Beschlussvorschlag 
ein. 

Den Abwägungs- und Beschlussvorschlägen ist eine Kopie des jeweiligen Anschreibens des 
Trägers öffentlicher Belange bzw. des Bürgers angefügt. 

Erarbeitet: Stadt-Land-plus 
Büro für Städtebau und Umweltplanung 

i.A. Frank Assion I 
Dipl.-Geogr. 
Boppard-Buchholz, Juni 2016 



Seite 3, Erweiterung Industrie- und Gewerbegebiet "Am Brückelehen - Auf Hau­
lenmühl", Stadt Sobernheim, Würdigung der eingegangenen Stellung­
nahmen aus dem Verfahrensschritt gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB, Juni 
2016 

1. Kreisverwaltung Bad Kreuznach, Bauamt, Salinenstraße 47, 55543 Bad Kreuz­
nach (Schreiben vom 15.06.2015) 

Untere Wasserbehörde 

Die Kreisverwaltung verweist zunächst auf ihre Stellungnahme vom 05.06.2013. 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass das Entwässerungskonzept, vor allem die Frage 
der Versickerung des Niederschlagswassers aus einem Gewerbegebiet, mit der Struktur­
und Genehmigungsdirektion Nord, RegionalsteIle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Boden­
schutz, Koblenz abzustimmen ist. 

In diesem Zusammenhang sind entsprechende Betrachtungen nach dem Merkblatt A TV­
DVWK-M 153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser" hinsichtlich der 
Notwendigkeit einer Regenwasserbehandlung erforderlich. 

Unter Beachtung o. g. Punkte stimmt die Untere Wasserbehörde dem Bebauungsplan zu. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

Ref.62 

Seitens des Ref. 62 werden keine Anregungen vorgebracht. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

Ref. 64: Untere Naturschutzbehörde 

Seitens des Ref. 64 "Untere Naturschutzbehörde" werden folgende Einwendungen mit recht­
licher Verbindung aufgrund fachgesetzlicher Regelungen erhoben, die im Regelfall in der 
Abwägung nicht überwunden werden können: 

Die externen naturschutzrechtlichen Kompensationsflächen sind nicht Bestandteil der Fest­
setzungen des Bebauungsplanes. Sie sollen daher über einen städtebaulichen Vertrag als 
Bestandteil der Begründung und des Umweltberichtes gesichert werden. Dieser Vertrag liegt 
bisher nicht vor und ist offensichtlich auch nicht Bestandteil der Offenlage. 

Der städtebauliche Vertrag muss vor dem Satzungsbeschluss vorliegen und mit der "Unteren 
Naturschutzbehörde" abgestimmt sowie von den Vertragspartnern unterzeichnet sein. An­
dernfalls liegt ein Rechtsmangel vor, der einer Inkraftsetzung des Bebauungsplanes entge­
gensteht. 

Als Möglichkeit zur Oberwindung wird die Erstellung des städtebaulichen Vertrages und Ab­
stimmung mit der "Unteren Naturschutzbehörde" vorgeschlagen. 

Des Weiteren werden weitere fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zu-



Seite 4, Erweiterung Industrie- und Gewerbegebiet "Am Brückelehen - Auf Hau­
lenmühl", Stadt Sobernheim, Würdigung der eingegangenen Stellung­
nahmen aus dem Verfahrensschritt gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB, Juni 
2016 

,,-
ständigkeit vorgeschlagen, die nach Sachkomplexen gegliedert sind mit jeweils einer Be­
gründung und ggf. einer Rechtslage. 

Als Inhalt für den Umweltbericht wird folgendes festgehalten: 

Im Punkt 7.2.1 handelt es sich um das Hoxbachtal, dass erst oberhalb von Langental ab dem 
Zusammenschluss mit dem Seesbach Gaulsbachtal heißt. 
Zu Punkt 7.2.2: Die in Teilen entbuschten Flächen sind auf Dauer offen zu halten. Dies ist im 
städtebaulichen Vertrag zu sichern. 
Im Punkt 7.2.3 und in der Abbildung 5 widersprechen sich die Flurstücksnummern. 
Die Pflegemaßnahmen auf den Kompensationsflächen sind dauerhaft zu sichern. 

Der städtebauliche Vertrag wird rechtzeitig erarbeitet und mit der Unteren Naturschutzbehör­
de abgestimmt. Der Bachname in Kap. 7.2.1 wird geändert; diesbezügliche Beschlüsse sind 
nicht erforderlich. 

Zu 7.2.2: Eine dauerhafte Offenhaltung der Flächen ist erforderlich, um eine landespflegeri­
sche Aufwertung der Fläche zu gewährleisten. Der städtebauliche Vertag soll daher auch die 
Flächenpflege (hier=Offenhaltung) enthalten. 

Beschlussvorschlag: 
Die Offenhaltung der Flächen auf dem Flurstück 43 wird im städtebaulichen Vertrag gesi­
chert. 

Beratungsergebnis: 

Ein- mit ja nein Enthaltungen laut Beschluss-
stimmig Stimmen- vorschlag 

mehrheit 

X 

Zu 7.2.3: Es handelt sich um das Flurstück 48, Flur 45, Gemarkung Sobernheim. In der Bild­
unterschrift der Abbildung 5 war irrtümlich die Bezeichnung "Flurstück 43, Flur 45" angege­
ben. Diese Maßnahme soll aufgrund von Einwendungen der Landwirtschaftskammer sowie 
des Flächenpächters jedoch nicht weiter als Kompensationsfläche dienen, die Abbildung 5 
entfällt daher, bzw. wird geändert. Statt dessen soll ein Flächentausch stattfinden: Das in 
Rede stehende Flurstück 48 (1,46 ha) soll in Besitz des Landwirts Bamberger übergehen, im 
Gegenzug soll das Flurstück 40, Flur 48 (Größe 1,49 ha) in den Besitz der Stadt Bad 
Sobernheim wechseln. Das angebotene Flurstück ist bereits in Teilen biotopkartiert und für 
Ausgleichszwecke sehr gut geeignet (siehe auch die Würdigungen zu den Anregungen der 
Landwirtschaftskammer und zu den Anregungen von Herrn Markus Bamberger). 

Beschlussvorschlag: 

Dem Landtausch wird, wie oben beschrieben zugestimmt. Der Umweltbericht wird redaktio-
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nell angepasst. 

Beratungsergebnis: 

Ein- mit ja nein Enthaltungen laut Beschluss-
stimmig Stimmen- vorschlag 

mehrheit 

X 
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2. LBM Bad Kreuznach, Postfach 26 61, 55515 Bad Kreuznach (Schreiben vom 
15.07.2015 und 21.09.2015) 

Zu den im Internet bereit gestellten Unterlagen (u. a. Begründung, Plan) des Büros für Städ­
tebau und Umweltplanung Stadt-Land-plus v. 0512015 teilt die LBM Bad Kreuznach mit, dass 
der o.g. Bebauungsplan von deren Straßenplanungsmaßnahme "B 41 zwischen Nußbaum 
und Bad Sobemheim-West, Anbau von Zusatzfahrstreifen", für welche derzeit die RE­
Entwurfsunterlagen erarbeitet werden, tangiert ist. 

Im Zuge der Straßenplanung wird die vorhandene dreistreifige Bundesstraße auf vier Fahr­
streifen m/I Mittelstreifen ausgebaut. 

Dabei kommt die geplante südliche Straßenböschung des Zusatzfahrstreifens innerhalb der 
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes zum Liegen, dessen nörd­
liche Grenze sich an der Unterkante der heutigen Straßenböschung der B 41 (Flurstücks 
Grenze) befindet. 

Außerdem soll im Bereich "Auf Haulenmühl" ein Wirtschaftsweg (WW), welcher durch den 
Anbaustreifen der B 41 verdrängt wird, an die zukünftige Baugrenze des BebauungspIange­
bietes verlegt werden. Der geplante WW bildet, auf den heutigen Bestand bezogen, die Fort­
setzung eines in Nord-Süd-Richtung, zwischen den Fluren "Am Brückelehen" und "Auf Hau­
lenmühl" verlaufenden Weges. Im Zuge der Bebauungsplanung wird der vorhandene Weg 
entfallen, so dass auf die Verlegung des WW durch den LBM KH eventuell verzichtet werden 
kann. 

Aus straßenplanerischer Sicht kann die LBM Bad Kreuznach derzeit dem o. g. Bebauungs­
plan in seinen jetzigen Grenzen nicht zustimmen und hält ein diesbezügliches Abstim­
mungsgespräch für zielführend. 

In der vorgelegten gutachterlichen Stellungnahme des schalltechnischen Ingenieurbüro Pies 
wurde lediglich eine Geräuschkontingentierung für das Plangebiet nach DIN 45691 durchge­
führt und Emissionskontigente für Betriebe und Anlagen festgelegt. Aus Sicht des Straßen­
baulastträgers ist dies von geringem Interesse. 

Mögliche Immissionspegelerhöhungen an den Gebäuden, verursacht durch den entstehen­
den Quell- und Zielverkehr auf den anliegenden Straßen, sind in der schalltechnischen Un­
tersuchung nicht betrachtet worden. Für das Bebauungsplanverfahren ist dies jedoCh uner­
heblich, da nicht in den Bestand des Straßennetzes eingegriffen wurde (kein erheblicher 
baulicher Eingriff). 

Von Interesse sind aber die Beurteilungspegel innerhalb des Plangebietes-Hauptemittent ist 
hier der Straßenverkehr auf der B 41. Sind in dem geplanten Gewerbegebiet Wohnungen 
(Hausmeister-,Betreiberwohnungen usw.) nach der Baunutzungsverordnung zulässig, sind 
Abstandsmaße für die Bebauung vorzugeben, die eine Einhaltung der in der Bauleitplanung 
relevanten Orientierungswerte nach DIN 18005 gewährleisten, bzw. im Bebauungsplan sind 
textliche Festsetzungen über bauliche Maßnahmen an den Gebäuden aufzunehmen, wenn 
diese Mindestabstände nicht eingehalten werden. 

Die Gemeinde hat mit den Festsetzungen bzw. mit der Durchführung der infolge der Bauleit­
planung erforderlichen Lärmschutzmaßnahmen nämlich auch sicherzustellen, dass der Stra-
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ßenbaulastträger bei einem künftigen Neubau oder der wesentlichen Anderung der B 41 nur 
insoweit Lärmschutzmaßnahmen zu betreiben hat, als diese über das hinausgehen, was die 
Stadt Bad Sobenheim im Zusammenhang mit der Bauleitplanung bereits hätte regeln müs­
sen. 

Die Planungen des LBM werden zur Kenntnis genommen, Da durch die Straßenplanungen 
wesentliche Änderungen der Grundzüge der Planung verursacht werden, wird eine Wieder­
holung der Verfahrensschritte gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB (öffentliche Auslegung und 
Stellungnahmen der Behörden) erforderlich, 

Die höheren Immissionspegel durch die näher an das Plangebiet heranrückende B 41 wur­
den in einer schalltechnischen Prognose des Büros Pies vom 09,12,2015 beleuchtet. Ent­
sprechende Maßnahmen werden aufgezeigt, um gesunde Arbeitsbedingungen im Plangebiet 
zu geWährleisten, Aufgrund der hohen Immissionspegel im Plangebiet durch den Straßen­
verkehrslärm aber auch durch den gestatteten Lärm im Gewerbe- und Industriegebiet sollen 
Wohnnutzungen innerhalb des Plangebiets aufgrund ihrer hohen Schutzbedürftigkeit nicht 
mehr festgesetzt werden, 

Beschlussvorschlag: 
Die ausnahmsweise Zulässigkeit von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter wird gestrichen, 

Beratungsergebnis: 

Ein- mit ja nein Enthaltungen laut Beschluss-
stimmig Stimmen- vorschlag 

mehrheit 

19 1 

Stellungnahme vom 21.09,2015 

Bereits mit der Stellungnahme vom 15,07.2015 wurde seitens des LBM Bad Kreuznach auf­
grund der Straßenplanung, im Zuge derer die vorhandene dreistreifige Bundesstraße auf vier 
Fahrstreifen mit Mittelstreifen ausgebaut wird, dem 0, g, Bebauungsplan in seinen jetzigen 
Grenzen aus straßenplanerischer Sicht nicht zugestimmt. 

Der LBM Bad Kreuznach plant den vierstreifigen Ausbau der B 41 in diesem Bereich. Die 
Bundesstraße soll zukünftig einen 2-bahnigen Querschnitt aufweisen. 

Darüber hinaus ist die Anlage von Standstreifen mittelfristig zusätzlich angedacht. Damit 
würde sich der Abstand zur B 41 nach der zuvor angesprochenen Querschnittsverbreiterung 
auf 9 m reduzieren. 

Dieser Lösung stimmt der LBM Bad Kreuznach zu, wenn der Vorhabenträger sicherstellt, 
dass durch dieses Entgegenkommen dem Straßenbaulastträger keine zusätzlichen Kosten 
entstehen. 
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Bei der jetzt vorgelegten Bebauungsplanversion liegt das Baufeld in einem Abstand von rund 
9 m zum befestigen Rand (Standstreifen) der neuen Bundesstraße. Das heißt, Hochbauten 
könnten dann in diesem Abstand errichtet werden. 

Alle Maßnahmen des Lärmschutzes sind vom Vorhabenträger zu übernehmen und zu finan­
zieren. Die Lärmberechnung des Vorhabenträgers ist auf die geplante Baumaßnahme der B 
41 abzustellen. 
In diesem Zusammenhang verweist der LBM Bad Kreuznach inhaltlich auch auf deren 
Schreiben vom 07.06.2013, Az.: BP-B041-IV 45. 

Zur Vermeidung einer Verkleinerung der südlich an die B 41 angrenzenden Bauflächen wird 
empfohlen, dem Vorschlag des LBM zu folgen. Das LBM verzichtet auf die ansonsten erfor­
derliche 20 m breite Bauverbotszone entlang von Bundesstraßen gem. § 9 (1) Bundesfern­
straßengesetz (FStrG). 
Bezüglich der notwendigen Lärmschutzmaßnahmen wird auf die schalltechnische Prognose 
des Büros Pies vom 09.12.2015 verwiesen, in dem die Lärmberechnung bereits auf das Vor­
haben abgestellt wurde. Danach können die schalltechnischen Orientierungswerte für Pro­
duktions-, Lager-, Büroräume etc. durch die Anordnung von Gebäuden und die Ausgestal­
tung der Außenbauteile (Wanddicken, Schallschutzfenster) eingehalten werden. 

Beschlussvorschlag: Dem Vorschlag des LBM wird gefolgt. Gebäude dürfen bis zu einem 
Abstand von 9 m vom künftigen Rand des Standstreifens errichtet werden. Im Gegenzug 
sind alle Lärmschutzmaßnahmen durch den jeweiligen Vorhabenträger zu leisten. 

Beratungsergebnis: 

Ein- mit ja Nein Enthaltungen laut Beschluss-
stimmig Stimmen- vorschlag 

mehrheit 

X 
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3. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Postfach 20 03 61, 56003 Koblenz 
(Schreiben vom 24.06.2015) 

Zur o. g. Aufstellung des Bebauungsplanes "Am Brückelchen-Auf Haulenmühl" hat die Struk­
tur- und _Genehmigungsdirektion Nord bereits im frühzeitigen Beteiligungsverfahren mit 
Schreiben vom 28.05.2013 Stellung genommen. 

Ergänzend zu dieser Stellungnahme weist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 
auf Folgendes hin: 

Vom Planbereich sind unmittelbar keine Oberflächengewässer betroffen. 

Zur Einleitung des Niederschlagswassers über ein Regenrückhaltebecken in den Nußbaum­
bach wurde bereits eine Stellungnahme gegenüber dem planenden Ingenieurbüro Stadt­
Land-plus, Boppard-Buchholz, mit dem Schreiben vom 22.01.2015 abgegeben. Diese Stel­
lungnahme behält weiterhin ihre Gültigkeit. 

Bei den landespflegerischen Ausgleichsmaßnahmen ist zu prüfen, ob hier durch strukturver­
bessemde Maßnahmen am Gewässer (z.B. Botzbach) ein teilweiser Ausgleich möglich ist. 

Abschließende Beurteilung 
Zu dem vorgelegten Bebauungsplanvorentwurf bestehen aus wasser- und abfallwirtschaftli­
cher Sicht keine weiteren Einwendungen, so dass diesem unter Beachtung der o. g. Punkte 
zugestimmt werden kann. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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4. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Postfach 10 02 55, 55133 
Mainz (06.07.2015) 

Aus der Sicht des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz werden zum 
oben genannten Planvorhaben folgende Anregungen, Hinweise und Bewertungen gegeben: 

Bergbau/Altbergbau: 
Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass im Bereich des ausgewiesenen 
Bebauungsplanes für das Teilgebiet "Am Brückelchen-Auf Haulenmühl" sowie dessen Kom­
pensationsflächen kein Altbergbau dokumentiert ist und kein aktueller Bergbau unter Berg­
aufsicht erfolgt. 

Boden und Baugrund 
-allgemein 

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u. a. DIN 
4020, DIN EN 1997-1 und-2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Für Neubauvorhaben oder grö­
ßere An- und Umbauten (insbesondere mit Laständerungen) werden objektbezogene Bau­
grunduntersuchungen empfohlen. 

Mineralische Rohstoffe 
- Keine Einwände 

Radonprognose: 
Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem erhöhtes und lokal über einzelnen 
Gesteinshorizonten hohes Radonpotential ermittelt wurde. 

Radonmessungen in der Bodenluft des Bauplatzes oder Baugebietes wird dringend empfoh­
len. Die Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich für die 
Situation angepasste bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden. 

Das Landesamt für Geologie und Bergbau bittet um eine Mitteilung der Ergebnisse der Ra­
donmessungen, damit diese in anonymisierter Form zu Fortschreibung der Radonprognose­
karte von Rheinland-Pfa/z beitragen. 

Studien des Landesamtes für Geologie und Bergbau haben ergeben, dass für Messungen im 
Gestein/Boden unbedingt Langzeitmessungen (ca. 3-4 Wochen) notwendig sind. Kurzzeit­
messungen sind hierbei nicht geeignet, da die Menge des aus dem Boden entweichenden 
Radons in kurzen Zeiträumen sehr stark schwankt. Dafür sind insbesondere Witterungsein­
flüsse wie Luftdruck, Windstärke, Niederschläge oder Temperatur verantwortlich. Nur so 
können aussagefähige Messergebnisse erzielt werden. Es wird deshalb empfohlen, die 
Messungen in einer Baugebietsfläche an mehreren Stellen, mindestens 6/ha, gleichzeitig 
durchzuführen. Die Anzahl kann aber in Abhängigkeit von der geologischen Situation auch 
höher sein. 

Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbüro ausge­
führt werden und dabei die folgenden Posten enthalten: 

Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien. 
Radon-gerechte, ca. 1 m tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei boden­
kundliche Aufnahme des BOhrgutes 
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fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter 
Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur Ermitt­
lung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährlichen Radonver­
fügbarkeit 
Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma) 
Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen 

Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der Radonmessung 
in der Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das Landesamt für Geologie und Bergbau. In­
formationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsanierungen können dem 
"Radon-Handbuch" des Bundesamts für Strahlenschutz entnommen werden. 

Die wesentlichen Ausführungen des LGB zu Boden/Baugrund und Radon sollen als Hinweis 
zu den textlichen Festsetzungen in die Planung aufgenommen werden. 

Beschlussvorschlag: Die Ausführungen des LGB zu Boden/Baugrund und Radon werden 
als Hinweis zu den textlichen Festsetzungen in die Planung aufgenommen. 

Beratungsergebnis: 

Ein- mit ja nein Enthaltungen laut Beschluss-
stimmig Stimmen- vorschlag 

mehrheit 

X 
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5. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Postfach 18 51, 55508 Bad Kreuznach 
(Schreiben vom 16.07.2015) 

Mit Schreiben vom 19.03 2013 hatte die Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz zu den 
ersten Überlegungen der Aufstellung eines Bebauungsplanes der Stadt Bad Sobemheim 
eine Stellungname abgegeben und auf die Belange des landwirtschaftlichen Betriebes kurz 
hingewiesen. 

Die Betroffenheit der Landwirtschaft konkretisiert sich daher zum Einen erneut auf die Be­
lange des landwirtschaftlichen Betriebes, in einem zweiten Punkt müssen wir jedoch auch 
auf die geplanten Kompensationsmaßnahmen verweisen, die im derzeitigen Planungszu­
stand nicht mit landwirtschaftlichen Interessen in Einklang zu bringen sind. 

Derzeit erschließt sich für uns die mögliche Art der baulichen Nutzung in den ausgewiesenen 
Gewerbeflächen und Industrieflächen nicht. Nach unserer Auffassung wird im Kapitel 4.3 
recht unscharf beschrieben, welche Nutzungen möglich sind und welche grundsätzlich nicht 
zulässig sind. So ist die Be- und Verarbeitung von Abfällen nur ausnahmsweise zulässig, 
wogegen die Verlagerung eines Werkstoffhofes in das Bebauungsplangebiet jedoch ange­
strebt wird und für zulässig erklärt wird. Es erschließt sich aus den geplanten Ausführungen 
nicht, ob und unter welchen Rahmenbedingungen die Bearbeitung von Abfällen auch ande­
ren Trägern als der Stadt Bad Sobemheim oder dem Landkreis Bad Kreuznach ermöglicht 
wird. 

Eine Form der Verarbeitung von Abfällen ist-auch in Verbindung mit landwirtschaftlichen 
Produkten-die Erzeugung von Wärme und Strom in einer Biogasanlage. Die Landwirt­
schaftskammer RLP fragt an, ob der Betrieb einer Biogasanlage zur Verarbeitung von Abfäl­
len in dem Gebiet grundsätzlich möglich ist oder nicht. Eine KlarsteIlung hält die Landwirt­
schaftskammer RLP für erforderlich. Soweit Biogasanlagen ausgeschlossen werden sollen, 
ist dies zu begründen. Soweit Biogasanlagen für zulässig erachtet werden, ist dies nach de­
ren Auffassung entsprechend auszuführen. Durch eine Biogasanlage wird eine unmittelbare 
und dezentrale Wärme- und Energieversorgung möglich, damit werden die Grundlagen des 
Baugesetzbuches in § 1 erfüllt, dass im Absatz 5 einen Beitrag zum Klimaschutz und zur 
Klimaanpassung in der Stadtentwicklung einfordert. 

Die Unklarheit über die Zulässigkeit von Biogasanlagen in dem Gewerbe- und Industriege­
biet ergibt sich durch die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung unter Ziffer 4.4, 
wonach die grundsätzliche Höhe von 16 m für besondere betriebliche Erfordernisse bis zu 
einer Höhe von 25m überschritten werden kann. Als mögliche Anlagen sind hier Hochregal­
lager, Fermentbehälter sowie Siloanlagen genannt. Da Ferment-Behälter in dieser Größe 
na.ch deren Kenntnis ausschließlich für den Einsatz von Biogasanlagen zum Einsatz kom­
men, bittet die Landwirtschaftskammer RLP auch wegen dieses Punktes um ein KlarsteIlung 
in den Festsetzungen des Bebauungsplanes. 

Der landwirtschaftliche Betrieb "Kurz" ist einer der größten Flächeneigentümer in dem Plan­
gebiet. Die Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz möchte daher bereits zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes auf die notwendige Berücksichtigung der Belange des landwirtschaft­
lichen Unternehmens bei der Baulandumlegung verweisen. Zwar werden diese Ansprüche 
im Zuge eines Umlegungsverfahrens geklärt (soweit die Stadt Bad Sobemheim die Flächen 
nicht vollständig erwirbt), es ist aber bereits möglich, die Belange auch schon jetzt in der 
Bauleitplanung zu integrieren, indem beispielsweise eine Planung und Umsetzung des Bau­
gebietes in zwei Bauabschnitten erfolgt. So kann bei reduzierter Nachfrage nach Gewerbe-
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und Industrieflächen zunächst der vordere (östliche) Teil des Gebietes erschlossen und be­
baut werden und der hintere (westliche) Bereich des Baugebietes kann nach Umlegung bei 
vollständigem Eigentum des landwirtschaftlichen Betriebes noch in landwirtschaftlicher Nut­
zung verbleiben. Hierzu sollten verbindliche Gespräche mit dem Betrieb geführt werden. 

Aus Sicht der Landwirtschaft bestehen erhebliche Bedenken gegen die Umsetzung des 
Kompensationskonzeptes. Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz geht von einer externen Kompen­
sation von 3,88 ha aus. Dabei werden drei Maßnahmen geplant. Keine Bedenken bestehen 
gegen die Maßnahme "Entnahme von Fichten" in der Gemarkung Pferdsfeld mit 1,16 ha. 
Ebenfalls bestehen keine Bedenken gegen die Entbuschung der verbuschlen mageren 
Hangflächen in der Gemarkung Bad Sobernheim im Umfang von 1,26 ha. Nicht akzeptabel 
ist jedoch die Entwicklung von extensivem Dauergrünland in der Gemarkung Bad Sobern­
heim in der Flur 45 auf der Nr. 48 mit 1,46 ha. 

Die Landwirtschaftskammer bemängelt, dass bei der Festsetzung der Kompensationsmaß­
nahmen eine Untersuchung nach § 15 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz unterblieben ist. 
Danach hätte geprüft werden müssen, inwieweit agrarstrukturelle Belange von den Kompen­
sationsmaßnahmen betroffen sind, da besonders geeignete Böden zu schützen sind. Im vor­
liegenden Fall handelt es sich bei der Fläche Nr. 48 in der Flur 45 um eine sehr gut geeigne­
te Ackerfläche, die zusammen mit einer angrenzenden Parzelle gemeinsam genutzt wird. Es 
handelt sich um einen ertragreichen Ackerstandort, der in die Bodengüteklasse 40-60 Bo­
denpunkte fällt. Das Ertragspotenlial ist nach den Karten des geologischen Landesamtes als 
hoch zu bezeichnen. Eine Inanspruchnahme dieser Flächen für Kompensationsmaßnahmen 
ist daher aus deren Sicht ausgeschlossen. Bei Abfassung eines Fachbeitrages Landwirt­
schaft entsprechend den Vorgaben des $ 15 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz hätte sich 
dies ergeben. An dieser Einschätzung ändert auch die Tatsache nichts, dass die Stadt Bad 
Sobernheim Eigentümerin der Fläche ist. 

Erschwerend kommt hinzu, dass das Flurstück Nr. 48 zusammenhängend in einer Bewirt­
schaftungseinheit mit dem Flurstück Nr. 47 bewirtschaftet wird. Hier wird eine Einheit von 
über 3 ha durch die geplante Kompensationsmaßnahme auseinander gerissen. Im Übrigen 
erscheint es absolut unsinnig, in dem bereits reich strukturierten Gelände des Nahetals neue 
Flächen mit Wildobstbäumen zu bestücken und diese als Kompensation festzusetzen. Aus 
den Erfahrungen der vergangenen Jahre ist bekannt, dass entsprechende Kompensations­
maßnahmen nach wenigen Jahren verbrachen und ihren naturschutzfachlichen Zweck in 
keinster Weise mehr erfüllen. 

Vor hier aus wird vorgeschlagen, die erforderlichen 1,46 ha Kompensationsfläche durch die 
Aufwertung anderer Flächen vorzunehmen. So befindet sich unmittelbar angrenzend an die 
Kompensationsfläche Flur 45 Nr. 43 das Flurstück Nr. 44/0 mit 9.998 qm. Nach der Kenntnis 
der Landwirtschaftskammer RLP befindet sich dieses Grundstück ebenfalls im Eigentum der 
Stadt Bad Sobernheim und es wäre durch Teilentbuschung und Aushagerung ebenfalls als 
Kompensationsfläche geeignet. 
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". 
Darüber hinaus schlägt die Landwirtschaftskammer vor, einen Flächentausch mit dem 
Landwirt Markus Bamberger vorzunehmen, denn in unmittelbarer Nähe befindet sich das 
Flurstück Nr. 40 in der Flur 48 mit 1,49 ha. Das Grundstück ist zum Teil im Biotopkataster 
kartiert, zum Teil ackerbaulich genutzt. Nach deren Auffassung kommt es für eine Aufwer­
tung in Frage und bietet durch die unmittelbare Nähe zu einem biotopkartierten Standort ein 
großes Aufwertungspotential. 

Soweit sich nach Berücksichtigung dieser alternativen Flächen noch Differenzen in der Ein­
griffs-IAusgleichsbilanzierung ergeben, kann durch eine stärkere Berücksichtigung der Kom­
pensation innerhalb des Plangebietes ein eventuelles Defizit ausgeglichen werden. Die 
Landwirtschaftskammer steht gerne wir für Rücksprachen zur Verfügung, bevor die Angele­
genheit in den Gremien der Stadt Bad Sobernheim zur Entscheidung vorgelegt wird. 

Lagerplätze und Betriebe für die Aufbewahrung, Be- und Verarbeitung von Abfällen 
und Schrott 
In den textlichen Festsetzungen ist die Zu lässigkeit von Lagerplätzen und Betrieben für die 
Aufbewahrung, Be- und Verarbeitung von Abfällen und Schrott eindeutig geregelt. Aufgrund 
des nunmehr konkreten Ansiedlungsinteresses des kreiseigenen Wertstoffhofs (Abfallwirt­
schaftsbetrieb des Landkreises Bad Kreuznach) im Industriegebiet sollen solche Betriebe nur 
noch dort ausnahmsweise zulässig sein. Im Gewerbegebiet sollen abfallverwertende Betrie­
be ausgeschlossen werden, um eine räumliche Konzentration solcher Betriebe zu vermei­
den. 

Beschlussvorschlag: 
Lagerplätze und Betriebe für die Aufbewahrung, Be- und Verarbeitung von Abfällen und 
Schrott sind nur noch im Industriegebiet ausnahmsweise zulässig. 

Beratungsergebnis: 

Ein- mit ja nein Enthaltungen laut Beschluss-
stimmig Stimmen- vorschlag 

mehrheit 

X 

Biogasanlagen 
Biogasanlagen sind als "Gewerbebetriebe aller Art" sowohl in Gewerbe- als auch in Indust­
riegebieten allgemein zulässig. Sofern eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung nicht 
erforderlich ist, ist regelmäßig ein Baugenehmigungsverfahren durchzuführen. In Gewerbe­
gebieten sind Biogasanlagen zulässig, soweit von ihnen keine erheblichen Belästigungen 
ausgehen (§ 8 Abs. 1 BauNVO). Gewerbegebiete können dementspreChend als Standort für 
Anlagen in Betracht kommen, die im vereinfachten Verfahren nach § 19 BlmSchG genehmigt 
werden. 

Sind die Anlagen jedoch nach § 4 BlmSchG i. V. m. § 2 der 4. BlmSchV immissionsschutz­
rechtlich genehmigungspflichtig, sind sie in GE-Gebieten grundsätzlich unzulässig und in 
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Industriegebiete zu verweisen. Ein Genehmigungserfordernis nach § 10 BlmSchG legt nahe, 
dass es sich um eine Anlage handelt, die nur in einem Industriegebiet zulässig ist. 

Ein Sondergebiet ,Biogasanlage' soll nicht festgesetzt werden, da das Gebiet für ein breite­
res Spektrum von Gewerbebetrieben offen sein soll. Insofern sind Änderungen der textlichen 
Festsetzungen bezüglich von Biogasanlagen nicht erforderlich. 

Beschlussvorschlag: 
Die textlichen Festsetzungen bezüglich der Biogasanlagen werden, so wie bestehend, bei­
behalten. Ein Sondergebiet ,Biogasanlage' wird nicht festgesetzt. 

Beratungsergebnis: 

Ein- mit ja nein Enthaltungen laut Beschluss-
stimmig Stimmen- vorschlag 

mehrheit 

19 1 

Abschnittsweise Erschließung des Gebiets 
Eine Erschließung des Baugebiets in mehreren Bauabschnitten wäre nicht sinnvoll, da sich 
die Flächenpotenziale insbesondere für Industriebetriebe in einem Maß verkleinern würden, 
welches eine Ansiedlung unrentabel machen würde. Die Erschließungsfunktion der Straße 
ohne Wendmöglichkeit wäre für unbestimmte Zeit eingeschränkt und nicht genehmigungsfä­
hig. Darüber hinaus wäre die Erschließung in 2 Bauabschnitten mit Mehrkosten verbunden, 
da Bauarbeiten in kleineren Teilabschnitten ausgeschrieben würden. 

Beschlussvorschlag: Auf die Festsetzung von Bauabschnitten wird verzichtet. 

Beratungsergebnis: 

Ein- mit ja nein Enthaltungen laut Beschluss-
stimmig Stimmen- vorschlag 

mehrheit 

X 
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Kompensationskonzept 
Hier wird auf die Würdigung der Anregungen des Referats 64, Untere Naturschutzbehörde 
zum Punkt 7.2.3 verwiesen. Die Maßnahme auf dem Flurstück 48, Flur 45 soll nicht weiter 
als Kompensationsfläche dienen. Statt dessen soll ein Flächentausch stattfinden: Das in Re­
de stehende Flurstück 48 (1,46 ha) soll in Besitz des Landwirts Bamberger übergehen, im 
Gegenzug soll das Flurstück 40, Flur 48 (Größe 1,49 ha) in den Besitz der Stadt Bad 
Sobernheim wechseln. Das angebotene Flurstück ist bereits in Teilen biotopkartiert und für 
Ausgleichszwecke sehr gut geeignet. 

Über den Sachverhalt wurde bereits ein Beschluss gefasst (Seite 5, Beschluss Kreisverwal­
tung). Eine erneute Beschlussfassung ist daher nicht erforderlich. 

Zusätzlich soll das Flurstück Nr. 44, Flur 43 ,Auf dem Rothreiser', welches sich ebenfalls im 
Besitz der Stadt Bad Sobernheim befindet, als Kompensationsfläche aufgenommen werden. 
Hierbei handelt es sich um ein in Teilen verbuschtes Grünland auf flachgründigem Standort 
nördlich der B 41. Hiermit kann das bestehende Defizit hinsichtlich der Ausgleichsflächen 
behoben werden. 

Beschlussvorschlag: Das Flurstück 44, Flur 45 wird als Kompensationsfläche in die Pla­
nung aufgenommen. 

Beratungsergebnis: 

Ein- mit ja nein Enthaltungen laut Beschluss-
stimmig Stimmen- vorschlag 

mehrheit 

X 
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6. Westnetz GmbH, Hauptstr. 189, 55743 Idar-Oberstein (Schreiben vom 07.07.2015) 

Die Westnetz GmbH teilt mit, dass sie keine Einwände zum o.g. Bebauungsplan hat. 

Es ist vorgesehen, im Rahmen der Erschließungsmaßnahme und im Zuge des Straßenaus­
baues Stromleitungen mit zu verlegen. 

Auf die bestehenden Erdkabel im Geltungsbereich ist Rücksicht zu nehmen. Leitungsgefähr­
dende Verrichtungen sind zu unterlassen. 

Die bestehenden Mittelspannungsfreileitungen im Geltungsbereich sollen abgebaut und 
durch Erdkabel ersetzt werden. 

Um eine sichere Versorgung des Gewerbegebietes mit Elektrizität zu gewährleisten, ist es 
erforderlich, eine Transformatorenstation im Bereich des Bebauungsplanes zu errichten (sie­
he Planauszug mit dem aus Sicht der Westnetz optimalstem Stationsplatz). 

Zwecks Koordinierung mit den Baumaßnahmen anderer Ver- und Entsorgungsträger und 
dem Straßenbau bittet die Westnetzt, frühzeitig an der Bauvorbereitung beteiligt zu werden. 

Sind Anderungs- oder Sicherungsmaßnahmen der vorhandenen Versorgungsleitungen nicht 
zu vermeiden, richtet sich die Kostentragung nach den bestehenden Verträgen bzw. nach 
den gesetzlichen Bestimmungen. 

Diese Stellungnahme ergeht gleichzeitig im Auftrag und für die RWE Deutschland AG als 
Eigentümerin der Anlagen. 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Der von der Westnetz GmbH vorgeschla­
gene Standort steht für die Aufstellung einer Transformatorenstation leider nicht zur Verfü­
gung. Sie befindet sich außerhalb vom Geltungsbereich und ist nicht im Eigentum der Stadt. 
Ein möglicher Alternativstandort wird rechtzeitig mit der Westnetz GmbH abgestimmt. Ein 
Beschluss ist nicht erforderlich. 

7. Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH, Zurmaiener Str. 175, 54292 
Trier (Schreiben vom 16.06.2015) 

Seitens der Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH wird mitgeteilt, dass sie gegen 
die o.g. geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden 
sich keine Telekommunikationsanlagen von Kabel Deutschland. Eine Neuverlegung von Te­
lekommunikationsanlagen ist seitens der Kabel Deutschland nicht geplant. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

8. Creos Deutschland GmbH, Postfach 1026 22, 66026 Saarbrücken (Schreiben 
vom 24.07.2015) 

Seitens der Firma Greos Deutschland GmbH bestehen keine Bedenken gegen den o. g. Be­
bauungsplan. 
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Es wird auf deren Schreiben vom 20.11.2013 hingewiesen. 
"Ihre Maßnahme tangiert o. g. Gashochdruckleitung unseres Unternehmens. Parallel zu dieser Lei­
tung ist ein Steuerkabel verlegt. Die Leitung ist durch einen Schutzstreifen gesichert. Die Breite des 
Schutzstreifens beträgt in der Regel 8,0 m d. h. jeweils 4,0 m rechts und IÜlks der Leitungsachse. 

Den Verlauf der Leitung haben wir Ihnen in dem beigefügten Plan gelb-rot markiert. 

Bezüglich der notwendigen Sicherungs- bzw. Anderungsmaßnahmen und in allen Fragen zur techni­
schen Ausführung an unseren Anlagen bitten wir die nachfolgende Stellungnahme unserer Betriebs­
steIle Frankenthai, Im SpItzenbusch 11,67227 Frankenthal- Tel.: 062331608 - Ansprechpartner: Hr. 
Raff Vogt Tel.: 062331608 - 271 zu beachten: 

Betriebliche Stellungnahme zu o. g. Anfrage: 
Ihrer Maßnahme können wir nur dann zustimmen, wenn ein sicherer und störungsfreier Betrieb unse­
rer Anlagen geWährleistet bleibt. 

Wir möchten jedoch darauf hinweisen, dass die Obergabe der Unterlagen nicht davon entbindet, uns 
Ihre Planungen zur Prüfung vorzulegen und Bauausführungen im Umfeld der Leitungen gesondert bei 
uns anzuzeigen. Innerhalb des Schutzstreifens ist eine Bebauung nicht zulilssig und eine Einfriedung 
des Geländes mit uns abzustimmen. 

Der Schutzstreifenbereich ist grundsiltzlich - 2,0 m beiderseits der Leitungsaußenkante - von Bilumen 
und tiefwurzelnden Sträuchern freizuhalten. Es ist nicht auszuschließen, dass wir im Zuge Ihrer Um­
baumaßnahme unsere Gashochdruckleitung um verlegen müssen, wodurch ggf. Kosten für Sie ent­
stehen könnten. Daher bitten wir Sie, uns weiterhin über den Fortgang des Projektes zu informieren 
und uns ggf. zu einem Koordinierungsgespräch einzuladen. 

Wir bitten den Bestand der Leitung(en) einschließlich des(der) Schutzstreifen(s) sowie die Auflagen 
der Anweisung in die rechtliche Festsetzung des Bebauungsplanes gemäß §9 Abs. 1 Nr. 13 und Nr. 
21 BauGB zu übernehmen. 

Werden im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Grundstücke durch Umlegung neu geordnet, in 
denen die Leitungen oder Teile des Schutzstreifens der Leitung liegen, die bisher nicht grundbuchlich 
gesichert sind, so bitten wir im Umlegungsverfahren die Eintragung der beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten zu veranlassen. Die hierfür anfallenden Kosten und gg(, Entschadigungszahlungen 
werden von Saar Ferngas übernommen. Bei der Planung und Bauausführung ist die beiliegende 
.Anweisung zum Schutz von Gashochdruckleitungen" der ereos Deutschland GmbH zu beachten. 

Wir bitten Sie, unsere Betriebsstelle Frankenthal, 
Im Spitzenbusch 11 , 
67227 Frankenthai 
Tel.: 062331608 - 0 
mindestens 3 Werktage vor Baubeginn zu unterrichten, damit Ihnen vor Ort der Leitungsverlauf 
angezeigt wird und eine Einweisung erfolgt". 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Gasleitung wurde im Bebauungsplan 
durch die Einzeichnung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechts gesichert. Eine Überbauung 
der Leitung oder des Leitungsschutzstreifens ist nicht vorgesehen. Die Hinweise bezüglich 
der Bepflanzung werden beachtet. Sie betreffen die spätere Bauausführung. 

Im Norden verläuft die Leitung einseh!. des Schutzstreifens außerhalb des Bebauungsplan­
Geltungsbereichs. U. E. werden durch den Bebauungsplan keine Eingriffe vorbereitet, die zu 
einer Verlegung der Leitung führen werden. Ein BeSChluss ist nicht erforderlich. 
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9. Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe, Ernst-Ludwig-Str. 2, 55116 Mainz 
(E-Mail vom 30.06.2015) 

Seitens der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe bestehen keine Anregungen oder 
Bedenken gegen den Bebauungsplan, da dieser aus dem rechtskräftigen Flächennutzungs­
plan der Stadt Bad Sobemheim entwickelt wurde. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

10. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Referat Erdgeschichte, Gro­
ße Langgasse 29, 55116 Mainz (E-Mail vom 16.06.2015) 

Seites des Referats Erdgeschichte bestehen gegen den Bebauungsplan keine Bedenken. 
Eine Beteiligung im weiteren Verfahren ist nicht erforderlich. 

Gesonderte Stellungnahmen der Direktionen Landesdenkmalpflege und Landesarchäologie 
bleiben vorbehalten und sind ggf gesondert einzuholen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

11. Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange ohne Anregungen oder Be­
denken 

Struktur- u. Genehmigungsdirektion Nord, RegionalsteIle Gewerbeaufsicht, Idar­
Oberstein, Bezug auf das Schreiben vom 26.06.2015. 

12. Herr Markus Bamberger, Bockenauer Straße 2, 55566 Bad Sobernheim (Schrei­
ben vom 14.07.2015) 

In dem ausgelegten Bebauungsplanentwurf wird eine Fläche, die von Herr Bamberger seit 
über 20 Jahren bewirtschaftet wird, als Kompensationsfläche festgesetzt. Hiergegen erhebt 
er Einspruch. 

Die Fläche ist zwar im Eigentum der Stadt Bad Sobemheim, wird aber zusammenhängend 
von Herrn Bamberger bewirtschaftet. Es handelt sich um eine sehr gut gelegene und von der 
Bonität her sehr gut geeignete Ackerfläche. 

Mit der Festsetzung als Kompensation würde dieser Schlag halbiert, wobei der besser ge­
eignete Teil nun als Wildstreuobstwiese angelegt werden so/l. Dies hält Herr Bamberger für 
einen erheblichen Eingriff in die Agrarstruktur und die Beeinträchtigung seiner landwirtschaft­
lichen Belange. 

Herr Bamberger verfügt über weitere Grundstück im Eigentum in unmittelbarer Nähe und 
möchte der Stadt Bad Sobemheim vorschlagen, einen Flächentausch vorzunehmen. Die in 
seinem Eigentum befindlichen Flächen haben in etwa die gleiche Größe, die Flächen werden 
ackerbaulich genutzt und sind zum Teil bereits biotopkartiert. 

Auf die Ausführungen der Landwirtschaftskammer in dieser Sache möchte Herr Bamberger 
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verweisen und bittet darum, Kontakt wegen eines möglichen Flächentauschs mit ihm aufzu­
nehmen. 

Hier wird auf die Würdigung der Anregungen des Referats 64, Untere Naturschutzbehörde 
zum Punkt 7.2.3 sowie zur Würdigung der Landwirtschaftskammer verwiesen. Die Maßnah­
me auf dem Flurstück 48, Flur 45 soll nicht weiter als Kompensationsfläche dienen. Statt 
dessen soll ein Flächentausch stattfinden: Das in Rede stehende Flurstück 48 (1,46 ha) soll 
in Besitz des Landwirts Bamberger übergehen, im Gegenzug soll das Flurstück 40, Flur 48 
(Größe 1,49 ha) in den Besitz der Stadt Bad Sobernheim wechseln. Das angebotene Flur­
stück ist bereits in Teilen biotopkartiert und für Ausgleichszwecke sehr gut geeignet. 

Über den Sachverhalt wurde bereits ein Beschluss gefasst (siehe Anregungen der Kreisver­
waltung). Eine erneute Beschlussfassung ist daher nicht erforderlich. 

13. Herr Harald Kurz, Johannisplatz 16, 55566 Bad Sobernheim (Schreiben vom 
19.07.2015) 

Herr Kurz ist Eigentümer von umfangreichen Flächen in dem Bebauungsgebiet. 

Auf den Unterlagen im Internet ist nicht ersichtlich, ob bei der zukünftigen Nutzung des Ge­
werbe- und Industriegebietes auch sein Interesse eine Biogasanlage errichten zu können, 
berücksichtigt wird. Er möchte daher darauf hinweisen, dass die Festsetzungen so vorzu­
nehmen sind, dass nach Umlegung und nach Schaffung einer größeren Grundstückseinheit 
für ihn auch die Errichtung einer landwirtschaftlichen oder gewerblichen Biogasanlage mög­
lich ist, um das gesamte Gewerbe- und Industriegebiet mit Strom und Wärme versorgen zu 
können. 

Des Weiteren möchte Herr Kurz bitten, den Bebauungsplan in zwei Schritten umzusetzen, so 
dass es noch lange möglich bleibt, die Flächen landwirtschaftlich zu nutzen, bis eine unmit­
telbare bauliche Verwertung ansteht. 

Sollte die Stadt Bad Sobernheim Interesse haben, seine Flächen zu erwerben, so bittet er 
sich diesbezüglich mit ihm in Verbindung zu setzen. 

Bei der Baulandumlegung bittet Herr Kurz, ihm Flächen in den wesentlichen Bereich des 
Baugebietes zu legen. 

Biogasanlage 
Der Sachverhalt wurde bereits mit der Anregung der Landwirtschaftskammer gewürdigt. Da­
her wird auf die dortige Würdigung verwiesen. Eine Versorgung der sich im GE- und GI Ge­
biet ansiedelnden Betriebe steht Herrn Kurz frei. Die Anregungen bezüglich des Flächener­
werbs und der Baulandumlegung werden zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist nicht 
erforderlich. 




